
1439 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 

des Ausschusses rür soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (1417 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Kriegs­
opferversorgungsgesetz 1957 geändert wird 

Durch dje gegenständliche Regierungsvorlage 
werden weitere Verbesserungen der Kriegsopfer­
versorgung in vier Etappen, und zwar jeweils 
vom 1. Jänner der Jahre 1976 bis 1979, ange­
strebt. 

Folgende wesentliche Verbesserungen sind vor-
gesehen: . 

1. Erhöhung der Beschädigtengrundrenten, wo­
bei für Schwerbeschädigte bei Vollendung des 
65., 70., 75. und 80. Lebensjahres eine beträcht­
liche Erhöhung zur Abgeltung der Erschwernisse 
des Alters vorgesehen ist; 

2. Verdoppelung des Betrages der Frauen- und 
Kinderzulage ; 

3. Erhöhung der Schwerstbeschädigtenzulage; 
4. Erhöhung des Kleider- und Wäsche­

pauschales; 
5. Verdoppelung des Betrages der Hilflosen­

zulage für Blinde; 
6. Erhöhung der Witwengrundrente auf das 

jeweilige Ausmaß der Grundrente eines Be­
schädigten entsprechend einer MdE von 50 v. H.; 
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7. Angleichung der Rente für Eltern, die über 
kein Einkommen verfügen, an den Ausgleichs­
zulagenrichtsatz im ASVG. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 16. Jän­
ner 1975 in Verhandlung genommen. 

Nach einer Debatte, an der sich die Abgeord­
neten Melter, Staudinger, Libal, 
Dr. Hai der, Kam m e rho Fe r, Li n s­
bau e rund Bur ger sowie der Ausschuß­
obmann Abgeordneter Pan s i und Vize­
kanzler und Bundesminister für soziale Ver­
waltung lng. H ä u s e r beteiligten, wurde die 
Regierungsvorlage teils einstimmig, teils mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Abänderungsanträge der Abgeordneten S t a u­
d i n ger und M e I t erfanden nicht die 
erforderliche Mehrheit. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für soziale Verwaltung somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(1417 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 16. Jänner 1975 

Pansi 
Obmann 
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